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" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7100691/2015

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Martina Salzinger in der Beschwerdesache
*EkEP*** vertreten durch ***2*** peziglich der Beschwerde vom 13. Februar 2014 gegen die
Bescheide des Finanzamtes ***3*** (nunmehr Finanzamt Osterreich) vom 10. Jdnner 2014
betreffend Einkommensteuer 2012 und betreffend Vorauszahlungen an Einkommensteuer fir
2014 und Folgejahre beschlossen:

|.Die Beschwerde gegen den Bescheid betreffend Einkommensteuer fiir das Jahr 2012 wird
gemal § 256 Abs. 3iVm § 278 Abs. 1 lit. b BAO als gegenstandslos erklart. Das diesbeziigliche
Beschwerdeverfahren wird eingestellt.

Il.Der Vorlageantrag hinsichtlich der Beschwerde gegen den Bescheid betreffend
Einkommensteuervorauszahlungen 2014 und Folgejahre wird gemal § 264 Abs. 4 lit. e iVm §
278 Abs. 1 lit. a BAO als unzulassig zurtickgewiesen.

lll.Eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art. 133 Abs. 4 iVm Abs. 9
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Begriindung

Rechtslage

GemaR § 256 Abs. 1 BAO kdnnen Beschwerden bis zur Bekanntgabe (§ 97) der Entscheidung
Uber die Beschwerde schriftlich oder miindlich zuriickgenommen werden.

Wurde eine Beschwerde zurlickgenommen, so ist sie gemal Abs. 3 leg. cit. mit

Beschwerdevorentscheidung (§ 262) oder mit Beschluss (§ 278) als gegenstandslos zu erklaren.

GemalR § 260 Abs. 1 lit. a BAO ist die Bescheidbeschwerde mit Beschwerdevorentscheidung (§
262) oder mit Beschluss (§ 278) zuriickzuweisen, wenn sie nicht zuldssig ist.

Aus § 278 Abs. 1 lit. a BAO ergibt sich, dass das Verwaltungsgericht in so einem Fall mit
Beschluss vorzugehen hat.
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Gegen eine Beschwerdevorentscheidung kann gemaf § 264 Abs. 1 BAO innerhalb eines
Monats ab Bekanntgabe (§ 97) der Antrag auf Entscheidung (iber die Bescheidbeschwerde
durch das Verwaltungsgericht gestellt werden (Vorlageantrag).

Nach Absatz 4 lit. e leg.cit. ist auf einen Vorlageantrag die Bestimmung des § 260 Abs. 1 BAO
(Unzulassigkeit) sowie die Bestimmung des § 274 Abs. 3Z 2 1 und 2 und Absatz 5 BAO
(Unterbleiben einer miindlichen Verhandlung) anzuwenden.

GemaR § 264 Abs. 5 BAO obliegt die Zurlickweisung nicht zuldssiger oder nicht fristgerecht
eingebrachter Vorlageantrage dem Verwaltungsgericht.

Gemal § 274 Abs. 3 Z 1 und 2 BAO kann der Senat ungeachtet eines Antrages (Abs. 1Z 1) von
einer miindlichen Verhandlung absehen, wenn die Beschwerde als unzulassig (§ 260)
zuriickzuweisen oder als gegenstandslos (§ 256 Abs. 3) zu erklaren ist.

Obliegt die Entscheidung Gber die Beschwerde dem Einzelrichter und hat nach Abs. 1 eine
miundliche Verhandlung stattzufinden, so sind nach § 274 Abs. 5 BAO die Absatze 3 und 4
sinngemald anzuwenden; hierbei sind die Obliegenheiten und Befugnisse des
Senatsvorsitzenden dem Einzelrichter auferlegt bzw. eingeraumt.

Erwédgungen
Ad)Einkommensteuer 2012

Mit Fax-Eingabe vom 28. April 2023 hat die Beschwerdefihrerin (kurz Bf.) Gber ihre steuerliche
Vertretung die gegenstandliche Beschwerde vom 13. Februar 2014 gegen den Bescheid vom
10. Janner 2014 betreffend Einkommensteuer fir das Jahr 2012 zuriickgezogen. Deshalb wird
die Beschwerde gemal} § 256 Abs. 3 BAO iVm § 278 Abs. 1 lit. b BAO als gegenstandslos erklart.
Damit tritt der angefochtene Bescheid vom 10. Janner 2014 in formelle Rechtskraft und das
Beschwerdeverfahren ist beendet.

Ad)Einkommensteuervorauszahlungen 2014 und Folgejahre

Die Bf. wendete sich mit Beschwerde vom 13. Februar 2014 auch gegen den Bescheid
betreffend Vorauszahlungen an Einkommensteuer fiir 2014 und Folgejahre vom 10. Janner
2014. Aus dem vorgelegten Finanzamtsakt ist nicht erkennbar, dass die Behorde Uber diese
Beschwerde hinsichtlich der Einkommensteuervorauszahlungen fiir 2014 und Folgejahre mit
Beschwerdevorentscheidung abgesprochen hat, bevor die Bf. mit Schriftsatz vom 17. Oktober
2014 um Vorlage der diesbeziiglichen Beschwerde an das Bundesfinanzgericht zur
Entscheidung ersucht hat. Erst nach Einbringung dieses Vorlageantrages erging die
stattgebende Beschwerdevorentscheidung hinsichtlich Einkommensteuervorauszahlungen fiir
2014 und Folgejahre vom 26. Janner 2015.
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Mit Vorlagebericht vom 27. Janner 2015 wurde die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur

Entscheidung vorgelegt.

Aus dem Gesetzeswortlaut des § 264 Abs. 1 BAO geht eindeutig hervor, dass unabdingbare
Voraussetzung eines Vorlageantrages ist, dass die Abgabenbehorde eine
Beschwerdevorentscheidung erlassen hat (vgl. dazu VWGH 25.11.1999, 99/15/0136). Der
Vorlageantrag vom 17. Oktober 2014 war daher als unzuldssig zurlickzuweisen. Die
stattgebende Beschwerdevorentscheidung vom 26. Janner 2015 bleibt im Rechtsbestand.

Miindliche Verhandlung

GemaR § 274 Abs. 3Z 2 iVm Abs. 5 BAO kann im Falle der Unzulassigkeit bzw. der
Gegenstandsloserklarung von einer beantragten miindlichen Verhandlung abgesehen werden.
Das Absehen von der beantragten miindlichen Verhandlung liegt im Ermessen und ist
verfahrensdkonomisch zweckmaRig. Eine Unbilligkeit des Absehens von der miindlichen
Verhandlung ist nicht erkennbar. Daher wird das Ermessen dahingehend gelibt, dass von der
beantragten mindlichen Verhandlung Abstand genommen wird.

Nichtzuldssigkeit einer Revision

GemaR Art. 133 Abs. 4 und Abs. 9 B-VG ist gegen einen die Angelegenheit abschliefenden
Beschluss des Bundesfinanzgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der Lésung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere, weil der
Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da sich die Vorgehensweise des Bundesfinanzgerichtes auf Grund der zwingenden
Gesetzesvorgaben ergab und sich die Problematik einer Rechtsfrage von grundsatzlicher
Bedeutung daher nicht stellte, war die Revision an den Verwaltungsgerichtshof nicht

zuzulassen.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.

Wien, am 2. Mai 2023

3von 3



	Begründung

